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J. Allgemeines .

1 . Stadtgebiet .

Die Gemarkungsgrenzen der Landeshauptſtadt Karlsruhe haben ſich gegenüber dem vorherge —
henden Berichtsjahr nicht geändert . Das Gemarkungsgelände umfaßte am 21 . Dezember 1933
6505 ha 45 à 97 qm ( 51 . Dezember 1952 : 6505 ha 39 4 J qm) . Eine kleine Flächenzunahme um 486 qm
rührt von unvermeidlichen Flächenberichtigungen an Grundſtücken her .

Don dem Flächeninhalt entfielen auf überbaute Srundſtücke 681 ha 58 à 17 qm , Hausgärten ,
Park - und Gartenanlagen 289 ha 2 a 76 qm , Gartenland 88 ha ua 87 qm , Ackerland 1467 ha 35 à
4a qm , Wieſen , Grasland , Srasraine 437 ha 45 4 42 qm , Weidfeld 15 ha 16 a 78 qm , Bauplätze 249 ha
55 à J4 qm , Fiſchweier und Teiche 5a88 qm , Kies - und Sandgruben 4ha 50 à 38 qm , Waldungen
2178 ha 41 4 22 ùqm , ertragloſe Flächen 105 ha 2 à 6A ꝗm , öffentliche Plätze , Straßen , Wege , Eiſenbah —
nen , Friedhöfe 807 ha 59 à 16qm , Seen , Flüſſe , Bäche mit ertragloſem Dorland 184 ha 45 à 11qm .

Ddie Gemarkungsausdehnung beträgt von Oſt nach Weſt 15 km , von Nord nach Süd 11 km .
Mit einer Länge von 5,90 km grenzt das Stadtgebiet an den Rheinſtrom .

2 . Bevoͤlkerungsbewegung .

NUach der Dolkszählung vom 16 . Juni 1955 hatte Karlsruhe eine Wohnbevölkerung von 154902
Perſonen . Surückgerechnet auf den 1. Januar 1955 ergaben ſich 155 286 Einwohner , während ſich
nach der Fortſchreibung auf Srund der polizeilichen An - und Abmeldung die Bevölkerungsziffer am
J. Januar 1955 auf 157 000 belief . Die fortgeſchriebene Einwohnerzahl war ſomit gegenüber dem

Dolkszählungsergebnis um 1714 zu hoch . Derartige Unterſchiede zwiſchen dem Ergebnis einer

Fortſchreibung und einer Zählung ſind zwangsläufig und laſſen ſich nicht ganz vermeiden . Am 31 . De⸗
zember 1955 zählte Karlsruhe 155050 Einwohner . Das Kalenderjahr 1955 hat alſo der Stadt

Karlsruhe eine Bevölkerungsabnahme von 256 Perſonen S 0,15 v. B. gebracht ; im Jahre vorher
war eine Zunahme von 100 Perſonen zu verzeichnen geweſen . Die Abnahme der Bevölkerung iſt
auf den Derluſt durch Wegzüge zurückzuführen . Es ſind im Kalenderjahr 1955 zwar 15758 Per —
ſonen zugezogen , aber 16156 weggezogen . Ruch die meiſten der übrigen Großſtädte hatten im Be —
richtsjahr einen Wanderungsverluſt aufzuweiſen . Dem Derluſt von 578 Perſonen durch Wanderun —
gen ſteht ein kleiner Gewinn in der natürlichen Bevölkerungsbewegung ( d .i . dem überſchuß der ge —
borenen über die geſtorbenen Ortsanſäſſigen ) von 142 pPerſonen gegenüber . Ein Dergleich der Sif —
fern mit den vorjährigen iſt wegen Gnderung der Fortſchreibungsmethode nicht möglich .

Geboren wurden im Kalenderjahr 1955 in Karlsruhe insgeſamt 2411 ( 1932 : 2568 ) Kinder , da⸗
von lebend geboren 2559 ( 1952 : 2286 ) . Geſtorben ſind 1824 ( 1932 : 1802 ) Perſonen . Ruf 1000 Ein -

wohner entfielen 14,95 ( 1952 : 14,6 ) Lebendgeborene und 11,64 ( 1952 : 11,51 ) Geſtorbene . Die Sahl
der Lebendgeborenen auf 1000 Einwohner ſtieg im Jahre 1955 um 0,35 ( 1952 : Rückgang um 1,88 ) ;
die Sterblichkeit nahm um 0,15 ( 1932 : 0,20 ) zu . In dieſen Ziffern ſind inbegriffen ſämtliche hier
Geborene und Derſtorbene einſchließlich der in Krankenhäuſern und ſonſtigen Anſtalten geborenen
und geſtorbenen Auswärtigen . hinſichtlich der ortsanſäſſigen Bevölkerung hatte Karlsruhe 1759
( 1952 ; 1692 ) geborene Kinder , davon 1705 ( 1952 : 1656 ) lebend Seborene und 1561 ( 1952 : 1567) Ge-
ſtorbene , ſomit einen Geburtenüberſchuß von 142 zu verzeichnen . Auf 1000 Einwohner entfielen 1,0
( J952 ; : 10,4 ) Lebendgeborene und 10,1 ( 1952 : 10,0 ) Geſtorbene . Segenüber dem Durchſchnitt der
5 ] deutſchen Großſtädte iſt die Zahl der Lebendgeborenen ortsanſäſſiger Mütter in Karlsruhe um
O, ] je 1000 Einwohner größer ( 1952 : um 0,4 geringer ) und die Geſtorbenenziffer der Ortsanſäſſi —
den um 0,4 je 1000 Einwohner kleiner ( 1932 war ſie gleich ) . Die Säuglingsſterblichkeit , d. ſ. die

Sterbefälle der Kinder bis zu Jahr , umfaßte 165 ( 1952 : 140 ) Kinder oder von je 100 Cebend —
geborenen 7 , ( 1952 : 6,17 ) . Unter den Lebendgeborenen befanden ſich 596 uneheliche Kinder , un —
ter den Geſtorbenen unter 1 Jahr 41 . Der Geburtenüberſchuß der ortsanſäſſigen Bevölkerung auf
1000 Einwohner betrug in hieſiger Stadt 0,9 ( 1952 : 0,4 ) .

Die Codesurſachen aller im Kalenderjahr 1955 hier Derſtorbener waren Krebs in 242 Fällen S15,27
( J952 : 267 14,82 ) v . 5h aller Todesfälle , Tuberkuloſe in 147 Fällen 8,06 ( 1932 : 127 7,05 )
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v. h. , darunter Cungentuberkuloſe in 117 Jällen 6,41 ( 1952 : 100 5,55 ) v. h. Die Lungenentzün⸗

dung forderte 110 Opfer S 6,52 ( 1952 : 116 6,44 ) v . H. ſämtlicher Derſtorbener , während an

Grippe 55 1,92 ( 1952 : 50 2,77 ) v. H. ſtarben . Durch organiſche und ſonſtige Herzkrankheiten

fanden 215 Perſonen 11,79 ( 1932 : 246 15,65 )v. B. den Tod , durch Gehirnſchlag 124 6,8 ( 1952 :

100 5,55 ) v. h. , durch Arterienverkalkung 102 5,59 ( 1952 : 116 6,44 ) v. B. , durch Alters —

ſchwäche 81 4,44 ( 1952 : 61 5,58 ) v. ) . An angeborener Lebensſchwäche ſtarben 10 ] Kinder

5,54 ( 1952 : 91 5,05 ) v. h. aller Derſtorbener , die Diphtherie forderte 25 Opfer — 1526 ( 1952 :

14 ,77 ) v .h. 46 Perſonen S 2,52 ( 1952 : 56 2) v. h. ſchieden freiwillig aus dem Leben , töd —

lich verunglückten 58 = 5,18 ( 1952 : 65 S 53,61 ) v. 3. Die übrigen Codesurſachen , deren Anteil

im einzelnen unter 5 v. h. blieb , umfaſſen 551 29,11 ( 1952 : 515 = 28,47 ) v. H. aller Todesfälle .

vor den Karlsruher Standesämtern wurden im Kalenderjahr 1955 1552 ( 1952 : 1159 ) Ehen ge —

ſchloſſen . Auf 1000 Einwohner entfielen 8,7 ( 1052 : 7,4 ) Eheſchließungen . Während ſeit 1950 die

Zahl der Eheſchließungen jährlich zurückging , iſt im Berichtsjahr zum erſtenmal eine Zunahme zu

verzeichnen . Abgeſehen vom Jahre 1929 weiſt das Jahr 1955 mehr Eheſchließungen auf als jedes

der Jahre ſeit 1924 . Das Mehr von faſt 200 Eheſchließungen gegenüber 1952 iſt nur den Maßnah⸗

men der Reichsregierung zu verdanken , die die Erleichterung der Eheſchließung und die Schaffung

von Grbeitsgelegenheiten zum Gegenſtand haben . Während die Monate Januar bis März gegen —

über 1052 weniger Eheſchließungen brachten , ſind faſt in jedem der übrigen neun Monate mehr

Ehen als im Dorjahr geſchloſſen worden .
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II . Allgemeine Verwaltung .

A. Stadtverwaltung .

1 . Hauptverwaltung .

Die nationalſozialiſtiſche Machtergreifung hatte auch für die Candeshauptſtadt Karlsruhe eine
vollſtändige änderung in ihrer Leitung zur Folge . Bereits ſeit dem 20 . März 1955 hatte die Ua -
tionalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei durch die Einſetzung von Kommiſſaren auf den Gang der
Stadtverwaltung Einfluß genommen . dieſe Einrichtung konnte jedoch nur vorläufigen Charakter
tragen . Sie war entbehrlich in dem Seitpunkt , in dem durch die Neubeſetzung der leitenden Poſten
und die Ueubildung der gemeindlichen Willensorgane die Durchdringung der Derwaltung mit der
nationalſozialiſtiſchen Weltauffaſſung geſichert erſchien . Oberbürgermeiſter Dr . Julius Finter , erſter
Bürgermeiſter heinrich Sauer , Bürgermeiſter Dr . Erich Kleinſchmidt und Bürgermeiſter hermann
Schneider traten am 8. Mai 1955 von ihren Poſten zurück . Der bisherige Stadtrat ebenſo wie
der bisherige Bürgerausſchuß und ſämtliche gemeindlichen Ausſchüſſe verfielen auf Srund des vor —
läufigen Geſetzes zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich vom 31 . März 1935 und des Ge —
ſetzes zur Durchführung der Gleichſchaltung von Reich , Ländern , Hemeinden und Gemeindeverbänden
im Land Baden vom 4. April 1955 der Auflöſung . Der Stadtrat und der Bürgerausſchuß waren
nach der Sahl der am 5. März 1955 zu den Reichstagswahlen abgegebenen gültigen Stimmen bis
ſpäteſtens 30 . April 1955 , die Ausſchüſſe bis zum 31 . Mai 1935 neu zu bilden . Dabei hatten
Stimmen unberückſichtigt zu bleiben , die auf Wahlvorſchläge der Kommuniſtiſchen Partei oder
ſolche entfallen waren , die als Erſatz von Wahlvorſchlägen der Kommuniſtiſchen Partei zu betrach —
ten waren . Der alte Stadtrat hielt unter dem Dorſitz des Oberbürgermeiſters Dr . Finter am
27 . April 1955 ſeine letzte Sitzung ab ; der alte Bürgerausſchuß trat im Wirtſchaftsjahr 1955 nicht
mehr zur Beſchlußfaſſung zuſammen .

Anſtelle des zurückgetretenen Oberbürgermeiſters Dr . Julius Finter wurde der bisherige Staats -

kommiſſar für die Stadtverwaltung , Stadthauptkaſſendirektor Adolf Friedrich Jäger , durch Anordnung
des Miniſters des Innern — Kommiſſar des Reichs — zum kommiſſariſchen Oberbürgermeiſter
und Landgerichtsrat Dr . hermann Fribolin zum kommiſſariſchen ſtellvertretenden Bürgermeiſter der

Candeshauptſtadt Karlsruhe beſtellt .

Anläßlich der Ueubildung der ſtädtiſchen Kollegien war deren Mitgliederzahl herabzuſetzen . So
hatte nach den neuen geſetzlichen Beſtimmungen der Stadtrat ſtatt 24 künftig nur noch 14 ehren —
amtliche Stadträte zu umfaſſen , die Zahl der Semeindeverordneten wurde für Städte mit 100 O00
bis 200 000 Einwohner von 84 auf 45 vermindert .

Don den ehrenamtlich tätigen Stadträten entfielen nach der Neuzuſammenſetzung des Stadt —

ratskollegiums 7 auf die Uationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei , 5 auf die Sozialdemokra -
tiſche Partei , 5 auf die Zentrumspartei und Jauf die bereinigten Wählergruppen : Kampffront
Schwarz - weiß - rot , Deutſche Staatspartei , Evangeliſcher Dolksdienſt . Der Bürgerausſchuß hatte
nach ſeiner Ueubildung neben den Mitgliedern des Stadtrats 45 Stadtverordnete aufzuweiſen , von
denen 25 der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei , 9 der Sozialdemokratiſchen Partei ,
8 der Zentrumspartei und 5 der Dereinigten Wählergruppe : Kampffront Schwarz- weiß- rot , Deutſche
Staatspartei und Evangeliſcher Dolksdienſt angehörten .

Der neu gebildete Stadtrat trat am 9. Mai 1955 unter dem Dorſitz des kommiſſariſchen Gber —

bürgermeiſters Adolf Friedrich Jäger erſtmals zu einer außerordentlichen Sitzung zuſammen . Dor Ein —
tritt in die Cagesordnung der Stadtratsſitzung gab der Dorſitzende den Rücktritt der alten Mit —
glieder des Bürgermeiſteramts und ſeine Ernennung zum kommiſſariſchen Oberbürgermeiſter ſowie
des Landgerichtsrats Dr . Fribolin zum ſtellvertretenden Bürgermeiſter bekannt . Er begrüßte darauf
den Stadtrat in ſeiner neuen Zuſammenſetzung , wobei er auf die Tatſache hinwies , daß vor 2 / Jah —
ren die Nationalſozialiſten zum erſten Male in den Karlsruher Stadtrat eingezogen ſeien . heute
ſeien ſie in verſtärkter Zahl wieder erſchienen . Derantwortungsbewußt und verantwortungsbereit
ſeien ſie gewillt , die Geſchiche der Gemeinde zu leiten . In treueſter Pflichterfüllung , aus Ciebe zum
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volk und getragen von dem feſten Willen , wieder Wohlſtand , Friede und Freude ins volk zu brin —

gen , übernehmen ſie die große Bürde der Arbeit , die einer Gemeindeverwaltung harre . Der Weg

ſei ſteinig und hart und jeden , der guten Willens ſei , ſie zu unterſtützen , hießen ſie willkommen

und reichten ihm gerne die Hand zur Mitarbeit . Das oberſte Geſetz ſei die Förderung des Wohles

des Dolkes . Uach einer Belehrung der Mitglieder des Stadtratskollegiums über ihre Rechte und

Pflichten nahm der kommiſſariſche Oberbürgermeiſter die feierliche Derpflichtung vor . Den bisheri —

gen Staatskommiſſaren , Cberregierungsrat Dr . Grthur Zierau , Dipl . Ingenieur Franz Wolf und

Stadtrat Peter Riedner , von denen nur der letztere in das Kollegium zurückkehrte , ſprach der kom⸗ -

miſſariſche Oberbürgermeiſter ſeinen Dank aus für ihre erſprießliche Arbeit , die immer loyal und

angenehm geweſen ſei .

Der Sadtrat nahm in ſeiner erſten Sitzung vom 9. Mai 1955 die Gelegenheit wahr , um dem

Reichsſtatthalter für Baden , Robert Wagner , zu ſeiner außerordentlich ehrenvollen Ernennung die

wärmſten Glückwünſche auszuſprechen , wobei er dieſe Berufung als eine wohlverdiente Anerken⸗

nung der hervorragenden verdienſte , die der Reichsſtatthalter ſich als Dorkämpfer und Weabereiter

für die nationale Wiedergeburt unſeres Dolkes und Daterlandes für alle Seiten erworben habe ,

bezeichnete . Ferner übermittelte der Stadtrat den Mitgliedern der neuen badiſchen Regierung ,

nämlich dem badiſchen Miniſterpräſidenten und Miniſter der Finanzen und der Wirtſchaft , Walter

Höhler , dem Miniſter für Kultus , Unterricht und Juſtiz , Dr . Otto Wacker , dem Miniſter

des Innern , Karl Pflaumer und Staatsrat Dr . Paul Schmitthenner , gleichfalls warme Glückwünſche

zu ihrer Ernennung . Er gedachte dabei in Dankbarkeit der zähen und hingebungsvollen Arbeit ,

die auch dieſe Männer geleiſtet hatten , um die neue , für Dolk und Daterland ſo hoffnungsvolle

Wendung im ſtaats - und gemeindepolitiſchen Leben herbeizuführen . Dem hochverdienten Kämpfer

für Deutſchlands Wiedergeburt und Einheit , dem tapferen , zielbewußten und ſieghaften Führer des

deutſchen Dolkes , Reichskanzler Adolf hitler , beſchloß der Stadtrat in Dankbarkeit und Derehrung

das Ehrenbürgerrecht der Candeshauptſtadt Karlsruhe zu verleihen . In Würdigung ihrer Derdienſte

wurden weiter zu Ehrenbürgern der Landeshauptſtadt ernannt : Reichsſtatthalter für Baden , Robert

Wagner , und der badiſche Miniſterpräſident und Miniſter der Finanzen und Wirtſchaft , Walter Köhler .

Ferner hat der Stadtrat zur Ehrung der verdienten Kämpfer für das neue Deutſchland folgende

Benennungen und Straßennamenänderungen vorgenommen : Dder Marktplatz erhielt den Namen

„Adolf- Hitler - Platz “, die Durlacher - Allee den Namen „ Robert⸗ - Wagner - Allee “ , der Waldring den Ua —

men „Horſt - Weſſel Ring “ , der Gottesauer Platz den Namen „Hermann - CöringPlatz “ , die Erzberger —

ſtraße den Uamen „Dietrich -Eckart⸗Straße“, der Platz vor der kleinen Kirche an der Kaiſerſtraße

den Uamen „Paul - Billet - Platz “ Gur Ehrung des bei einer Kundgebung in der Kaiſerſtraße gefalle -

nen nationalſozialiſtiſchen Freiheitskämpfers Paul Billet ) ) ; dem Streſemannplatz wurde ſein frü⸗

herer Uame „Feſtplatz “, der Ebertſtraße ihre frühere Bezeichnung „Reichsſtraße “ zurückgegeben .

Am 18 . Mai 1955 fand im Bürgerſaal des Rathauſes die erſte Sitzung des auf Grund des

Reichstagswahlergebniſſes vom 5. März 1955 neu gebildeten Bürgerausſchuſſes ſtatt . Der Saal

war entſprechend der großen Bedeutung dieſer Eröffnungsſitzung in den Reichsfarben , in den Far⸗

ben des badiſchen Landes und der Stadt Karlsruhe ſowie mit Guirlanden und Lorbeerkränzen aus -

geſchmückt . Die ſozialdemokratiſche Bürgerausſchußfraktion war der Sitzung ferngeblieben . Zunächſt

nahm der Bürgerausſchuß die Wahl des Oberbürgermeiſters und ſeines Stellvertreters vor . Der

ſeitherige kommiſſariſche Cberbürgermeiſter Adolf Friedrich Jäger wurde mit 45 von 46 abgegebenen

Stimmen zum Gberbürgermeiſter der Landeshauptſtadt Karlsruhe und der ſeitherige kommiſſariſche

Bürgermeiſter Dr . hermann Fribolin mit der gleichen Stimmenzahl zum ſtellbertretenden Bürger —

meiſter gewählt . Anſchließend an die Wahl fand zu Ehren der Ueugewählten im Bürgerſaal ein

feierlicher Ukt ſtatt , der mit dem Dorſpiel des 2. Aktes zum Feſtſpiel : hermanus Tonſtraktus „ Der

mRönch von Reichenau “ von Karl Fleſch , vorgetragen von der Feuerwehrkapelle Karlsruhe , einge —

leitet wurde . Hierauf brachte der männergeſangverein „ Silcherbund “ den Männerchor „ Gott grüße

dich “ von Franz Mücke zum Dortrag — Uach Annahme der Wahl ſeitens des Oberbürgermeiſters Jäger

und des Bürgermeiſters Dr . Fribolin führte der neugewählte berbürgermeiſter in einer pro —

grammatiſchen Anſprache aus , daß die Uationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei künftig maß -

gebend die Geſchicke der Stadt und ihrer Bewohner beeinfluſſen werde . Die Nationalſozialiſten

ſeien ſich der daraus erwachſenden Derantwortung bewußt . Sie ſeien bereit , dieſe zu fordern und

zu übernehmen . Er begrüße die verſammelten Uitglieder des Bürgerausſchuſſes und bitte ſie auch

ihrerſeits das Wohl des volkes als oberſte Richtſchnur ihrer Amtsführung gelten zu laſſen . Die

Führung der Derwaltung der Stadt Karlsruhe nach nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen bedeute Wie-—
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derherſtellung und Aufrechterhaltung der Selbſtverwaltung und Selbſtverantwortung der Semeinde
im Sinne der Beſtrebungen des Freiherrn vom Stein . die Gemeinde ſolle anregen , führen und
verwalten und die Bürgerſchaft ausführen und unternehmen . Damit ſei kein Raum für Selbſt⸗
betätigung der Gemeinden auf den Gebieten , die dem Privatunternehmen vorbehalten ſind . Alle wirt⸗

ſchaftlichen Experimente , alle auch die leiſeſten Sozialiſierungsbeſtrebungen werden abgelehnt . Le -

benswichtige Betriebe mit Monopolcharakter , Sas - , Waſſer - und Elehktrizitätswerke , müſſen im

Eigentum der Gemeinde und unter Kontrolle ihrer Bürger bleiben . Eine geſunde Tarifpolitik
der Werke und Bahnen ſolle den Erforderniſſen der Wirtſchaft gerecht werden , der Wiederanſtieg der

Dirtſchaft die Grundlage ſein für die Förderung der Kultur , Kunſt und Wiſſenſchaft , die wieder

deutſch werden müſſen und uns wieder Güter und Werke ſchaffender deutſcher Künſtler , Schriftſteller
und Wiſſenſchaftler ſchenken ſollen . Die Hrundlage jedes privaten und öffentlichen Haushalts ſeien
geordnete Finanzen . Wirtſchaftlichſte berwendung der Gelder ſoll das Gewerbeleben unſerer Mit⸗

bürger befruchten , jede Senkung der Fürſorgelaſten zur Steigerung ſtädtiſcher Kufträge und Ermäßi⸗

gung der Steuern verwendet werden . Die Kufnahme neuer Schulden werde nur noch geſtattet für

Unternehmen und Grbeiten , deren Ertrag die Hewähr für Leiſtung von Sins und Tilgung biete .
Er verfolge eine Politik , daß nicht die Gemeinde als ſolche reich werde , ſondern deren Einwohner .
Wohlhabende Bürger und eine tüchtige Arbeiterſchaft ſeien für den Beſtand einer Semeinde wert —
voller als ein reicher Beſitz der toten hand . Freiheit und Friede , Brot und Freude ſollen wieder

Eingang finden , dann aber ſei auch die Zeit gekommen , die das Wort wahr mache : „ Ein Dolk und
ein Gott “ , ein Sott deſſen Segen ſie zu dem ſchweren Werk herabflehen ; dann wird endlich Erfül⸗
lung werden dem verheißungsvollen Dichterwort : „ Das ganze Deutſchland ſoll es ſein “ ! Bürger —
meiſter Dr . Fribolin knüpfte an die Worte des Oberbürgermeiſters an und betonte , daß es oberſtes
Siel der neuen Stadtverwaltung ſein werde , das Wohl jedes einzelnen Bürgers nach Möglichkeit zu

fördern , wobei kein Unterſchied nach Stand oder Perſon , herkommen und Dermögen gemacht werde .
Die Bürgermeiſter fühlen ſich als die erſten Diener der Stadt , die bei allen Entſchlüſſen der ehr -
liche Wille leiten werde , der Geſamtheit zu nützen und dem einzelnen Mitbürger zu helfen . Er bitte ,
in Unbetracht der Schwierigkeiten , immer das Richtige zu treffen , um verſtändnisvolle Mitarbeit
und Unterſtützung aller beteiligten Kreiſe . Der Redner ſtreifte alsdann einige Hauptgebiete der ihm
unterſtellten Derwaltung und wies auf die große SZahl der Fürſorgeunterſtützungsempfänger hin .
Wenn dieſe Sahl bereits im Surückgehen begriffen ſei , ſo danke man dies vor allem der über —

ragenden Führerperſönlichkeit unſeres Dolkskanzlers Adolf Hitler . Die Stadt Karlsruhe ſei eine
der erſten Großſtädte geweſen , deren Bevölkerung ſich zum großen Ceil ſchon frühzeitig zu den Jdeen

unſeres Führers bekannt habe . Sie ſei ſtolz auf dieſe Tatſache und begrüße es daher mit beſon —
derer Genugtuung , daß ſie als Sitz der badiſchen Regierung in ihren Mauern jetzt die erprobten Por —

kämpfer der nationalen Bewegung und Wiedergeburt in Baden beherberge und als Mitbürger an —

ſehen dürfe . Mit einem dreifachen Sieg - heil aufden Reichspräſidenten von Hhindenburg , den Volks—
kanzler Adolf Hitler , den Reichsſtatthalter für Baden , Kobert Wagner , und die Mitglieder der ba —

diſchen Regierung ſchloß er ſeine Ausführungen . Mit dem Cied des Männergeſangvereins „ Silcher —
bund “ , „ Der Strom der Zeit “ von Friedrich Silcher , wurde die Feier beendet .

In der anſchließenden Bürgerausſchußſitzung wurden ſodann die Dienſtverträge mit dem neuen

Oberbürgermeiſter und dem neuen ſtellvertretenden Bürgermeiſter ſowie die Dereinbarungenüber
die Derſorgung der von ihren ämtern zurückgetretenen Mitgliedern des ſeitherigen Bürgermeiſter —
amts genehmigt und eine neue Gemeindeſatzung über die Zuſammenſetzung des Bürgermeiſteramts ,
die Mitgliederzahl des Stadtverordnetenvorſtands , die Kufhebung der veralteten Gemeindeſatzungen
und die Umarbeitung der geltenden Gemeindeſatzungen nach der neuen Rechtslage erlaſſen . Ebenſo
fanden die Derleihung der Ehrenbürgerrechte an Reichskanzler Adolf Hitler , Reichsſtatthalter Ro —

bert Wagner und Miniſterpräſident und Finanz - und Wirtſchaftsminiſter Walter Köhler in der glei —
chen Sitzung die Zuſtimmung des Bürgerausſchuſſes .

Die Wahl des Oberbürgermeiſters und des ſtellvertretenden Bürgermeiſters vom 18 . Mai 1933

wurde durch den Miniſter des Innern mit Erlaß vom 26 . Mai 1033 beſtätigt .

Entſprechend der Gleichſchaltung des Stadtrats und des Bürgerausſchuſſes waren auch die ge —

meindlichen Ausſchüſſe auf Grund des Geſetzes zur Durchführung des Gleichſchaltungsgeſetzes neu

zu bilden . In gemeinſamer Sitzung des Stadtrats mit dem Stadtverordnetenvorſtand wurde die

Neubildung gemäß den Ss 52 und 55 der Gemeindeoroͤnung vollzogen ; dabei wurde der Perringerung
der Sahl des Stadtrats und der Stadtverordneten auch durch eine Herabſetzung der Zahl der Aus —
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ſchüſſe und ihrer Mitglieder Rechnung getragen . Statt ſeither 48 Ausſchüſſen wurden teils durch

Aufhebung , teils durch Suſammenlegung nur noch 29 KRusſchüſſe neu gebildet . Demnach beſtehen :

Beſchließende Kusſchüſſe nach § 52 der Gemeindeordnung : Einſpruchsausſchuß für die allgemeine

Fürſorge , Einſpruchsausſchuß für die Jugendfürſorge , Einſpruchsausſchuß für die Kriegsbeſchädig⸗
ten - und Kriegshinterbliebenenfürſorge , Einſpruchsausſchuß für die Kleinrentnerfürſorge , Ein —

ſpruchsausſchuß für die Sozialrentnerfürſorge , Dolksſchulausſchuß ;

Beratende Kusſchüſſe : Fürſorgeausſchuß , Beſchwerdeausſchuß für das Fürſorgeweſen , Ausſchuß für

die ſtädtiſchen Betriebe ( Sas - , Waſſer - und Elektrizitätswerke , Straßenbahn , Rheinhafen ) , Bau -

ausſchuß Gochbau — und Ciefbauweſen , Dergebung von Bauleiſtungen , Stadterweiterung ) , Aus —

ſchuß für Bau - und Denkmalspflege ( Bau - und Wohnungspolizei , Denkmalspflege ) , Ausſchuß für

das Geſundheitsweſen ( Bekämpfung übertragbarer Krankheiten , insbeſondere Tuberkuloſe , Ge—

ſchlechtskrankheiten , Krankenanſtalten ) , Ausſchuß für Jugendpflege und Leibesübungen Oerge —

bung von Sportplätzen , allgemeine Jugend — und Sportpflege , Badeweſen ) ;

Stadtratsausſchüſſe : Ausſchuß für Beſchwerden gegen baupolizeiliche Derfügungen , Dienſtſtrafaus -

ſchuß, Schätzungsausſchuß für die amtliche Schätzung von Grundſtücken , Perſonalausſchuß , Aus -

ſchuß für die Dorprüfung von Wirtſchaftskonzeſſionsgeſuchen,

Sonſtige , auf geſetzlicher Grundlage beruhende Ausſchüſſe : berwaltungsrat der ſtädtiſchen Spar⸗

RKaſſe ( inſoweit der Stadtrat dabei mitzuwirken hat ) , Beirat des Realgymnaſiums Goetheſchule ,

Beirat des Realgymnaſiums Humboldtſchule . Beirat der Helmholtz-Oberrealſchule, Beirat der

Kant - Oberrealſchule , Beirat der mädchenrealſchulen , Beirat der Gewerbeſchulen , Beirat der

Handelsſchulen , Abſchätzungsausſchuß für die land - und forſtwirtſchaftliche Unfallverſicherung ,

Ausſchuß zur Mitwirkung bei der Feſtſetzung der Gebühren für den ſtädtiſchen Schlacht - und

Diehhof .

Pfleger wurden nur noch eingeſetzt für das Altersheim , das Kinderheim und die Meſſen und

märkte . Für die Ueuzuſammenſetzung des Derwaltungsrates des Badiſchen Staatstheaters wur⸗

den der Landesregierung hinſichtlich der vertreter der Stadt entſprechende Dorſchläge unterbreitet .

In den Preisausſchuß des milchwirtſchaftlichen Zuſammenſchluſſes mittelbadens wurden nach §S 12

deſſen Satzung 3 Verbrauchervertreter entſandt .

Im Caufe des Berichtsjahres wurde nochmals eine Umbildung des Stadtrats und des Bürger —

ausſchuſſes erforderlich , da durch Derordnung des Miniſters des Innern vom 25 . Juni 1955 für

Baden die Kommuniſtiſche Partei und die Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands mit ſofortiger

Wirkung aufgelöſt wurden . Die auf Grund der ſozialdemokratiſchen Wahlvorſchläge ernannten

Stadträte und Stadtverordneten verloren hierdurch ohne weiteres ihre Amter . Sie wurden durch

eine entſprechende Anzahl von Angehörigen der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei er -

ſetzt .

Eine weitere Umgeſtaltung fand das Gemeinderecht im Laufe des Berichtsjahres dadurch , daß

mit Geſetz des badiſchen Staatsminiſteriums vom 6. März 1954 die Bürgerausſchüſſe und Gemeinde —

verſammlungen bis zur endgültigen Ueuregelung des badiſchen Semeinderechts außer Tätigkeit

traten . Bereits vorher ging die Zuſtändigkeit der Bürgerausſchüſſe für die Wahl der Bürger —

meiſter auf das Miniſterium des Innern über .

Die änderung in der CLeitung der Stadtverwaltung , durch die die Sahl der Bürgermeiſter von

4 auf 2 herabgeſetzt wurde , hatte eine Ueuaufſtellung des Geſchäftsverteilungsplans der Hauptver -

waltung mit Wirkung vom 1. Uovember 1955 an zur Folge . Anſtelle der bisherigen 4 Hauptabtei⸗

lungen , die unter Leitung von je einem Bürgermeiſter ſtanden , und einer Uebenabteilung unter

Leitung eines Stadtrechtsrats traten nach dem neuen Geſchäftsverteilungsplan 2 Hauptabteilun⸗

gen und 7 Uebenabteilungen . Die Hauptabteilung1wird von Oberbürgermeiſter Adolf Friedrich Jäger

verwaltet . In ihre Zuſtändigkeit fallen : die allgemeine Ceitung der Stadtverwaltung , die Der —

tretung der Stadt bei äußeren Anläſſen , Fragen der Kunſt , Bildung und Erziehung und alle die

ſtädtiſche Wirtſchaft berührenden Fragen . Dem Cberbürgermeiſter unterſtehen die Uebenabteilun —

gen La und Ib unmittelbar und werden unter ſeiner Aufſicht verwaltet . Die Abteilung La unter

Seitung von Derwaltungsdirektor Julius Lacher bearbeitet die verkehrswerbenden Angelegenhei —

ten , das Nachrichtenweſen und Fragen der Büroorganiſation , die Abteilung Ib unter Leitung von

Finanzoberinſpektor Dr . Auguſt Simmermann ſämtliche Steuerangelegenheiten , das Betreibungs —

weſen , die Wirtſchaftsprüfungen und den Derwaltungsbericht . Der Hauptabteilung ll ſteht Bür⸗
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germeiſter Dr . hermann Fribolin vor . In ſeinen Aufgabenbereich fällt die Stellvertretung des

Oberbürgermeiſters , Fragen der Arbeitsbeſchaffung , das Perſonalweſen und das Wohlfahrtsweſen .
Unter ſeiner Kufſicht verwaltet die Abteilung Ua unter Leitung von Gberbaurat Dr . Johannes
Dommer die mit der Stadterweiterung , der Siedlungs - , Boden - und Wohnungspolitik zuſammen -
hängenden Ungelegenheiten , die Abteilung Ub unter Stadtrechtsrat Fritz Gut die Rechtsangelegen -
heiten , Polizeiſachen und das Cuftfahrtweſen , die Abteilung Ulc unter Leitung von zunächſt Stadt -

rechtsrat Dr . Cudwig Seiterich , ab 10 . Januar 1954 unter Leitung von Stadtrechtsrat Egon Kletti
die gemeindliche Gerichtsbarkeit , Rechtsfragen wegen Schadenserſatzanſprüchen , das Geſundheits -
weſen , die Derſorgung der Bevölkerung mit Lebensbedarf und die Gewerbeangelegenheiten . Fer -
ner erhielten das hochbauamt unter Leitung von Stadtbaudirektor Friedrich Beichel und das Cief —
bauamt unter Leitung von Stadtbaudirektor Otto Seith unter der Bezeichnung Abteilung Il Hoch-
bauamt und Abteilung II Tiefbauamt die Stellung als Uebenabteilungen der Abteilung U mit der

Befugnis zur ſelbſtändigen Erledigung ihrer in den KRahmen der Hauptverwaltung fallenden Auf⸗
gaben .

Die bisherige Stadtkanzlei wurde mit Wirkung vom J. Uovember 1935 an aufgehoben , die
Sekretariate und Kanzleien der Hhauptabteilung wurden in Hauptbüros eingeteilt und den zuſtän⸗
digen haupt - und Uebenabteilungen zugewieſen . Die Angelegenheiten der Dienſtaufſicht , der Or —

ganiſation und des Perſonalweſens für die hauptbüros führt der Derwaltungsdirektor Gatſchrei —
ber ) der Hauptabteilung neben ſeiner Eigenſchaft als Leiter der Nebenabteilung la .

Im Wirtſchaftsjahr 1955 fanden 55 Stadtratsſitzungen mit insgeſamt 5128 Beratungsgegenſtän —
den ſtatt , von denen 794 durch Dortrag und 4354 durch Offenlage erledigt wurden . Die verſchiedenen
Ausſchüſſe hielten 165 Sitzungen mit 2945 Beratungsgegenſtänden ab . Der Bürgerausſchuß trat
viermal zuſammen . Entſprechend dem Ziel und der Abſicht der Reichsregierung , die Arbeitsloſig —
keit mit allen Mitteln und unter allen Umſtänden zu bekämpfen , fand auch die neue Stadtver —

waltung ihre Hauptaufgabe darin , wirkſame Maßnahmen auf dem Sebiete der Arbeitsloſen -
bekämpfung zu treffen . Bereits im Dorjahr wurde im Rahmen des ſeiner Seit feſtliegenden Ar —

beitsbeſchaffungsprogramms der Reichsregierung der Umbau der Weinbrenner - und öſtlichen Kai -

ſerſtraße , die Derbreiterung des Rheinhafenſtichkanals und die Derlängerung der Kaimauer am
Nittelbecken des Rheinhafens , die Waſſerverſorgung Bulachs , der Ausbau des Wochenmarktes ,
die Erweiterung des Operationsgebäudes des ſtädtiſchen Krankenhauſes und die Leiſtung eines Zu -

ſchuſſes zum Teilausbau der badiſchen Brückenrampe zur Rheinbrücke in Maxau beſchloſſen . Die

Inangriffnahme und durchführung dieſer Arbeiten blieb jedoch der neuen Stadtverwaltung vor —
behalten . Dder Geſamtaufwand hierfür ſollte 4 105 500 % % betragen . über dieſe beträchtliche
Summe hinaus glaubte jedoch der Stadtrat und der Bürgerausſchuß durch öffentliche Kuftragsver —
gebung noch weitere Urbeitsmöglichkeiten im Intereſſe der Derminderung der Arbeitsloſigkeit
ſchaffen zu müſſen . So wurde im Laufe des Wirtſchaftsjahres 1955 der Beſchluß zur Inangriff —
nahme weiterer Arbeiten mit 1277000 ½½ Geſamtkoſten gefaßt und zwar zu Inſtandſetzungs -
und Ergänzungsarbeiten an ſtädtiſchen Sebäuden mit 255000 7½¼ , zur Entwäſſerung des Göhren —
viertels im Stadtteil Rüppurr mit 120000 7½ , zur Erſtellung eines ölbeckens im Rheinhafen mit
685 000 %½, , zu Votſtandsarbeiten im Sewann Waidfeld mit 65000 ½ , zu Pflichtarbeiten mit
40 ⁰ο ‚τνi , zu Arbeiten des Freiwilligen Arbeitsdienſtes im Kaſtenwört und Cutheriſchen Wäld —
chen mit 50 000 ½ . Ferner beteiligte ſich die Stadt an den ſtaatlichen Uotſtandsmaßnahmen , die
am Rheinhochwaſſerdamm Abſchnitt XXVII vom Freiwilligen Arbeitsdienſt ausgeführt wurden , mit
einem Beitrag von 8500 % % und an der Votſtandsarbeit am Rheinhochwaſſerdamm Ueuburgweier
—Rappenwört mit einem Anteil von 55 500 %½/ . Durch die Stadtverwaltung wurde ſomit für das
laufende Wirtſchaftsjahr 1955 ein Betrag von insgeſamt 5582 500 7½ / zum Swecke der Arbeits -

beſchaffung zur Derfügung geſtellt . Gegenüber den früheren Jahren , in denen infolge der kriti —
ſchen Derhältniſſe am Geld - und Kapitalmarkt in der Dergebung ordentlicher und außerordentlicher
Arbeiten äußerſte Zurückhaltung geübt werden mußte , bedeutet die Schaffung von zuſätzlicher Ar —

beitsgelegenheit ſeitens der Stadt im Betrage von 5582 500 7½ einen beachtlichen Erfolg .
Im Wirtſchaftsjahr 1955 gingen bei der hauptverwaltung 75355 Poſtſtücke zur Bearbeitung ein .

Bei der Hauptverwaltung waren am 31 . März 1954 56 Beamte , 14 Angeſtellte , 7 Beamten -
anwärter , 5 Beamtenlehrlinge und 1 Arbeiter , zuſammen 81 ( 1952 : 72 ) Perſonen beſchäftigt . Die

Perſonalvermehrung iſt in der Hauptſache auf die Ueẽeinſtellung von 14ngeſtellten für das Haupt⸗
büro Ua zur Bearbeitung der Anträge auf Fewährung von Reichszuſchüſſen für Inſtandſetzungen zu —
rückzuführen .
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2 . Perſonal .

Im Sufbau des der Abteilung ll der ſtädtiſchen Hauptverwaltung unterſtellten Perſonalamts
iſt im Berichtsjahr keine änderung eingetreten . Alle das perſonalweſen berührenden Dienſtaufga-
ben wurden wie bisher durch das Perſonalamt erledigt . Der Dollzug der im Zuge der national —

ſozialiſtiſchen Revolution auf beamten - und arbeitsrechtlichem Gebiet erlaſſenen Geſetze und Der⸗
ordnungen brachte eine umfangreiche Dermehrung der Dienſtgeſchäfte mit ſich . An erſter Stelle ſei

hier das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums genannt . Es wurde bald nach der
endgültigen Machtergreifung durch die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei am 7. April

1935 erlaſſen . Zuſammen mit ſeinen zahlreichen Durchführungsverordnungen zeigt das Geſetz ,

welch große Bedeutung die nationalſozialiſtiſche Kegierung der NUeuſchaffung eines geſunden , zuver⸗

läſſigen Berufsbeamtenſtandes beimißt . In dem Eeſetz zur Anderung von Dorſchriften auf dem Ge —

biet des allgemeinen Beamten - , des Beſoldungs - und des verſorgungsrechts vom 50 . Juni 1955 hat

die Reichsregierung alsdann dem durch die nationale Erhebung des deutſchen Dolkes auf allen Ge —

bieten des ſtaatlichen Lebens eingetretenen Umbruch auf beamtenrechtlichem Sebiet Rechnung ge —

tragen .

In dieſem Zuſammenhang iſt auch das Geſetz über Citel , Crden und Ehrenzeichen vom

7. April 1935 ſowie deſſen Ergänzung durch die Derordnung des Reichspräſidenten vom 50 . Januar

1954 zu erwähnen . Ferner wurde die Dereidigung der Beamten durch das Geſetz über die Der —

eidigung der Beamten und der Soldaten der Wehrmacht vom 1. Dezember 1955 und die hierzu un —

term 2. Dezember 1955 ergangene Derordnung des Keichspräſidenten grundlegend geändert .

Alle dieſe umfaſſenden Ueuänderungen auf beamten - und beſoldungsrechtlichem Gebiete machen

eine Ueufaſſung der ſtädt . Beamten - und Angeſtelltenſatzung notwendig , ſie wurde bisher in der Er —

wartung einer allgemeinen Ueufaſſung der für alle öffentlichen Beamten geltenden Dorſchriften zu —

rückgeſtellt .

Der bisherige Direktor des Perſonalamts , Suſtav Schneider , wurde auf J. Uovember 1955 als

berwaltungsdirektor zum Gas - , Waſſer - und Elektrizitätsamt verſetzt . Zu ſeinem Uachfolger wurde

der techniſche Cberinſpektor Karl Herrmann ernannt .

Der Perſonalſtand des Amtes einſchließlich der angegliederten Betriebskrankenkaſſe betrug

am Ende des Berichtsjahres 35 Beamte , 5 Angeſtellte , darunter ein Satzungsangeſtellter , und 4

Anwärter , zuſammen 42 ( 1932 : 50 ) Beſchäftigte . Ddie gegenüber dem Doriahr eingetretene Perſo —

nalvermehrung um 5 Köpfe war bei der Fülle der neuen Dienſtaufgaben nicht zu umgehen .

a . Beamte und Kngeſtellte .

Am 31 . März 1934 waren bei der Stadtverwaltung Karlsruhe , ausſchließlich der Sparkaſſe
und der Hochſchule und des Konſervatoriums für Muſikx ) , beſchäftigt : 1210 ( 955 : 1262 ) plan -

mäßige Beamte , 54 ( 1955 : 50 ) außerplanmäßige Beamte S zuſammen 1244 ( 1955 : 1512 ) Beamte .

Hierzu kamen noch 35 ( 1955 : 15) probeweiſe Beſchäftigte , 59 ( 1955 : 48 ) Anwärter und Cehrlinge ,

48 ( 1955 : 64 ) vorübergehend beſchäftigte Fahrbedienſtete , 105 ( 1955 : 107 ) Angeſtellte im Sinne der

Angeſtelltenſatzung , 154 ( 1955 : 65 ) ſonſtige ( Gushilfs - ) Ungeſtellte und 44 ( 19355 : 50 ) Dertragsange -

ſtellte ( Ü( rzte und dergleichen ) und Dolontäre , ſodaß am 31 . März 1934 insgeſamt 1669 ( 1935 ;

1659 , 1952 : 1644 , 1951 : 1769 ) Perſonen beſchäftigt wurden . hiervon entfielen auf
die allgemeine Dberwaltung 176 ( 1955 : 151 ) , Polizei 8 ( 1955 : 10) , Bauverwaltung 94 ( 1955 : 87 ) ,

Betriebe und Unternehmungen 901 ( 1955 : 945 ) , Schulen 85 ( 1955 : 85 ) , Kunſt , Wiſſenſchaft , Stadt -

geſchichte , bolksbildung 10 ( 1955 : 11) , Wohlfahrtspflege 251 ( 1935 : 225 ) , Finanzverwaltung 144

( 1955 : 1290) . Der geſamte Beſoldungsaufwand betrug 5525070 ( 1952 : 5 547 820 , , 1951 :

6 0435 627 Ku , 1950 : 7262 547 ) 7½/ . Trotz einer Kopfzahlvermehrung um 50 ( = 1,85 v. hl . ) trat ſo -
mit im Berichtsjahr eine Hufwandsverringerung von 22 750 ( = 0,43 v. H. ) ein . Dieſe Entwick⸗

lung iſt vornehmlich eine Folge des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums und der zur

Freimachung von Arbeitsplätzen ausgeſprochenen zahlreichen Zuruheſetzungen , insbeſondere auch von

weiblichen Beamten , an deren Stelle männliche Bewerber treten konnten . Zumeiſt ſchieden Beamte

mit verhältnismäßig hoher Beſoldung aus dem aktiven Dienſt aus , ſodaß die entſprechenden Ueuein —

J Über die Perſonalverhaͤltniſſe der ſtaͤdt. Sparkaſſe gibt der beſondere Teil „ Sparkaſſe “ des Verwaltungsberichts Aufſchluß .
Gleiches gilt fuͤr die Hochſchule und das Konſervatorium fuͤr Muſik .

14



ſtellungen in der Regel nur einen erheblich niedrigeren Aufwand erforderten . Andererſeits darf
aber die Steigerung beim Ruhegehaltsaufwand nicht überſehen werden .

Die Perſonalbewegung zeigt folgendes Bild : Abgegangen ſind im Berichtsjahr 9 Beamte und
Angeſtellte infolge Ablebens , 58 Beamte und Angeſtellte infolge Derſetzung in den Ruheſtand , 38
Angeſtellte infolge Kündigung des Dienſtverhältniſſes , 34 Beamte und Angeſtellte auf Grund des
Keichsgeſetzes zur Wiederherſtellung des Berufbeamtentums , teilweiſe unter Bewilligung eines
Teils der Derſorgungsbezüge , zuſammen 139 Beamte und Ungeſtellte . Zugegangen ſind 35 Be —
amtenlehrlinge und - Anwärter ſowie Dolontäre bei dem Fürſorgeamt und den techniſchen Dienſt —
ſtellen , 58 Beamte und Angeſtellte als Erſatz für ausgeſchiedene Beamte und Angeſtellte , 92 Ange —
ſtellte zur vorübergehenden Beſchäftigung und 4 Ceute aus dem Arbeiterverhältnis , zuſammen 169
Perſonen .

Wegen des Dollzugs des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums und der ſon —
ſtigen mit der nationalſozialiſtiſchen Erhebung zuſammenhängenden perſonalpolitiſchen Maßnah —
men , 3. B. auch der Einſtellung verdienter Kämpfer der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter —
partei , wird auf die Ausführungen unter Abſchnitt duverwieſen .

Die ſtädtiſchen Beamten ſind nach der Beamtenſatzung grundſätzlich verpflichtet , ihren Wohnſitz
in Karlsruhe zu haben . Seit Beſeitigung des Wohnungsmangels geht das Beſtreben der Stadtver —
waltung dahin , die hauptſächlich nach dem Kriege in die Nachbarorte verzogenen Beamten zur Rück —
kehr nach Karlsruhe zu veranlaſſen , da von den ſtädtiſchen Beamten gefordert werden muß , daß ſie
in Karlsruhe ihre wirtſchaftlichen Umſätze tätigen ſowie an den Laſten der hieſigen Semeindebür⸗
ger teilnehmen und ſich dieſen Laſten nicht infolge ihres auswärtigen Wohnſitzes entziehen . In
einigen Fällen , insbeſondere bei Beamten in vorgerücktem Lebensalter , Eigenheimbeſitzern oder
bei langjährigem auswärtigem Wohnſitz hätte das Derlangen , dieſen nach Karlsruhe zu verlegen ,
eine untragbare härte , wenn nicht gar wirtſchaftlichen Ruin bedeutet . Dieſen Beamten wurde die
Beibehaltung ihres auswärtigen Wohnſitzes geſtattet . Um jedoch auch hier einen gerechten Kusgleich
zu ſchaffen , wurde durch Semeindebeſchluß vom 4. Juli 1933 die Beſoldungsſatzung der Stadt Karls -
ruhe mit Wirkung vom 1. Auguſt 1955 dahin geändert , daß Beamte und Angeſtellte , die außerhalb
von Karlsruhe wohnen , den für ihren Wohnſitz maßgeblichen niedrigeren Wohnungsgeldzuſchuß er —
halten . Es rechtfertigt ſich dies ohne weiteres aus der Tatſache , daß die an kleineren Orten der
Umgebung wohnhaften Beamten niedrigere Wohnungsmieten und Gemeindelaſten ( Bürgerſteuer )
aufbringen müſſen als ihre vergleichbaren , in Karlsruhe wohnhaften Berufskameraden .

Das eingangs bereits erwähnte Keichsgeſetz zur änderung von Dorſchriften auf dem Gebiet
des allgemeinen Beamten - des Beſoldungs - und des Derſorgungsrechts vom 30 . Juni 1935 brachte
vor allem durchgreifende änderungen des Reichsbeamtengeſetzes , ſo über die Dorausſetzungen für
die Schaffung von Beamtenſtellen und die Begründung des Beamtenverhältniſſes , Dorſchriften über
die Uebentätigkeit der Beamten und eine änderung des Geſetzes über die Rechtsſtellung der weib —
lichen Beamten .

Alle dieſe Dorſchriften gelten ſinngemäß für die Beamten ſämtlicher Anſtellungskörperſchaften ,
alſo auch der Gemeinden . Künftig wird das Beamtenverhältnis nur noch durch die Aushändigung
einer Urkunde begründet , in der die Worte „ unter Berufung in das Beamtenverhältnis “ enthal —
ten ſind , wer keine derartige Urkunde erhalten hat , iſt nicht Beamter . Als Beamter darf nicht be⸗
rufen werden , wer nicht ariſcher Abſtammung oder mit einer Perſon nicht ariſcher Abſtammung
verheiratet iſt , Beamte ariſcher Abſtammung , die mit einer Perſon nicht ariſcher Abſtammung die
Ehe eingehen , ſind zu entlaſſen . Hiernach iſt für die Zukunft die Reinhaltung der Beamtenſchaft und
damit der öffentlichen berwaltung vom völkiſchen Geſichtspunkte her gewährleiſtet . Die Grund —
ſätze über die Seſtattung der Ausübung einer Nebentätigkeit ſeitens der Beamten wurden im hin —
blick darauf , daß nicht nur die herrſchende Erwerbsnot weiter Volksſchichten jeden Wettbewerb der
Beamten mit anderen geeigneten Perſonen , ſondern auch die Pflicht des Beamten , mehr denn je
ſeine ganze Kraft ſeinem Amte zu widmen , jede Zerſplitterung verbietet , neu geordnet . Uur in
ganz wenigen , begründeten Ausnahmefällen iſt heute noch ſtädtiſchen Beamten und Angeſtellten
eine Uebentätigkeit gegen Entgelt geſtattet . Durch die Anderung des Geſetzes über die Rechtsſtel —
lung der weiblichen Beamten wurde beſtimmt , daß das bisher nur für Reichsbeamte gültige Geſetz
auch für die Beamten der ſonſtigen Anſtellungsbehörden angewendet wird . das Geſetz ſchreibt vor ,
daß verheiratete weibliche Beamte auf ihren Antrag jederzeit und ohne dieſen Antrag dann zu ent —
laſſen ſind , wenn die wirtſchaftliche Derſorgung des weiblichen Beamten dauernd geſichert erſcheint .
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Die ausſcheidenden weiblichen Beamten erhalten eine nach dem Dienſtalter abgeſtufte Abfindungs -

ſumme , anſteigend von 2 Monatsgehältern bis zu einem Jahresgehalt . Eine Anwendung dieſer

Dorſchriften kam bis jetzt bei der Stadt Karlsruhe nicht in Betracht . Dagegen wurde aus Billig —

keitsgründen an eine ausgeſchiedene Beamtin und einen Dauerangeſtellten , die ſich im freien Er —

werbsleben eine Exiſtenz gründeten , Abfindungsbeträge in höhe von 4476 / gezahlt .

Entſprechend dem Dorgehen von Reich und Land wurde durch Stadtratsbeſchluß vom 22 . März
1954 beſtimmt , daß in Beſoldungsgruppe 4b eingeſtufte Beamte des gehobenen mittleren techni —

ſchen und nichttechniſchen Dienſtes künftig ausnahmslos die Amtsbezeichnung „ Inſpektor “ mit ent —

ſprechendem , auf den Dienſtzweig hinweiſendem Zuſatz , z. B. Derwaltungs - Finanz - , Bauinſpektor ,

zu führen haben .

Kinderzuſchläge wurden im Berichtsjahr für 1400 ( 1932 : 1559 ) Kinder mit einem Kufwand von

insgeſamt 248 880 ( 1932 : 239 520 ) gezahlt ; der geringe Unſtieg ſowohl der Sahl der zuſchlags —
berechtigten Kinder als auch dem Kufwand nach , der in der hauptſumme des Beſoldungsaufwands

enthalten iſt , muß in den umfangreichen Perſonal - Veueinſtellungen , wobei entſprechend den bevölke —

rungspolitiſchen SGrundſätzen des Uationalſozialismus möglichſt Derheiratete mit Kindern berückſich —

tigt wurden , geſucht werden . Hieraus erklärt ſich die Tatſache , daß die Zahl der zuſchlagsberech —
tigten Kinder gegenüber dem Dorjahr bei den Angeſtellten um 117 angeſtiegen , bei den Beamten

dagegen um 76 geſunken iſt . Guf Beamte entfielen demgemäß 1139 ( 1952 : 1215 ) , auf Angeſtellte
261 ( 1932 : 144 ) zuſchlagsberechtigte Kinder .

Don der Geſamtzahl der Beamten mit 1244 waren 1210 97,28 v. h. planmäßig , 34 2,72

v. H. außerplanmäßig angeſtellt . Die Zahl der außerplanmäßigen Beamten hat ſich gegenüber dem

Vorjahr um 16 verringert , weil es ſich die neue Stadtverwaltung im Gegenſatz zu ihrer Dorgän —

gerin angelegen ſein ließ , längſt erdiente planmäßige Anſtellungen beim Beamtennachwuchs ſoweit
als möglich durchzuführen . 1015 Beamten S 81,43 v. 5. war die Unwiderruflichkeit ihres Dienſt —
verhältniſſes gemäß § 3 der ſtädtiſchen Beamtenſatzung verliehen . Unter dem Kündigungsſchutz
gemäß §S 71 Siffer 6 der Gemeindeordnung und § 4 Abſatz 2 der Beamtenſatzung ſtanden 245 Be —

amte , Anwärter und Lehrlinge . Bei 45 Beamten , Anwärtern und Lehrlingen war das Dienſt —
verhältnis unbeſchränkt kündbar .

Die Zahl der beſchäftigten Angeſtellten betrug am Ende des Berichtsjahres 366 ; davon waren

105 S 28,69 v. B. Satzungsangeſtellte . Anſpruch auf ergänzende Derſorgung bei Eintritt des Der —

ſorgungsfalles hatten 59 Satzungsangeſtellte = 10,65 v. 5. Der Kündigungsſchutz gemäß § 73

Siffer 5 der Semeindeordnung ſtand 143 Satzungs - und ſonſtigen Angeſtellten S 39,07 v. h. zu ;

unbeſchränkt kündbar waren 225 Angeſtellte — 60,95 v. 5. Unter den zuletzt genannten befin —
den ſich auch die Dienſtverpflichteten mit Sonderverträgen ( Grzte , nicht voll Beſchäftigte uſw . ) .

Die plan - und außerplanmäßigen Beamten verteilen ſich folgendermaßen auf die einzelnen Be —

ſoldungsgruppen : Beſoldungsgruppe 1: 4 0,3 v. 5. , Beſoldungsgruppe 2a : 12 1,0 v. 5. , Be —

ſoldungsgruppe 2b : 5 0,4 v . B. , Beſoldungsgruppe 2c : 18 1,5 v. h. , Beſoldungsgruppe 2d : 23

1,9 v. h. , Beſoldungsgruppe 5 : 15 1,2 v. . Beſoldungsgruppe 4a : 58 4,7 v. h. , Beſol -
dungsgruppe 4Ab : 158 12,7 v . h. , Beſoldungsgruppe 4c : 75 — 6,0 v. h. , Beſoldungsgruppe 5a :

9 O,7 v. B. , Beſoldungsgruppe 7 a : 144 11,6 v. h. , Beſoldungsgruppe 8 : 152 — 10,6 v. H. , Beſol -
dungsgruppe 9 : 289 25,2 v. 5. , Beſoldungsgruppe 10 a : 295 25,5 v. 5. , Beſoldungsgruppe Jha :

ᷣ,7 v. h . Das Bild zeigt gegenüber dem Dorjahr faſt keine Deränderung , von einer kleinen

Derſchiebung nach den mittleren Gruppen abgeſehen , die durch die vorzugsweiſe Beförderung ver —
dienter Kämpfer der nationalſozialiſtiſchen Bewegung unter der ſtädtiſchen Beamtenſchaft bedingt
iſt . Im ganzen wurden —unter Einſchluß der auf 1. April 1954 ausgeſprochenen Höherſtufungen
— 24 Beamte und Angeſtellte auf Erund ihrer Derdienſte um die nationale Erhebung vorzugsweiſe
befördert .

Im Wirtſchaftsjahr 1955 feierten insgeſamt 54 Beamte ihr 25jähriges und 5 Beamte , Gber —

rechnungsrat Albert Müller und die Derwaltungsinſpektoren Friedrich Wankmüller und hermann
Weinberg , ihr 40jähriges Dienſtjubiläum . Die Jubilare erhielten als Ehrengabe der Stadt die

Radierung vom Adolf-hHitler Platz des Kunſtmalers Kupferſchmid . Die im Wirtſchaftsjahr 1952
aus Erſparnisgründen unterlaſſene Uberreichung der Ehrengaben an verdiente Beamte wurde in

dieſem Jahre nachgeholt .

Die durchſchnittliche Dienſtzeit der Beamten und Ungeſtellten hat ſich, als Folge der zahlreichen
Perſonalauswechslungen , gegenüber dem Dorjahr etwas ermäßigt . Sie betrug , nach 5jährigen In —
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tervallen berechnet , für Beamte 17,726 ( 1952 : 17,955 ) Jahre , für Angeſtellte 5,625 ( 1032 : 6,558 )
Jahre und für Beamte und Angeſtellte zuſammen 15,08 ( 1952 : 15,79 ) Jahre .

Das durchſchnittliche Lebensalter weiſt ebenfalls einen geringen Rückgang auf ; es betrug für
Beamte 44,544 ( 1935 : 44,750 ) Jahre , für Angeſtellte 35,171 ( 1955 : 34,055 ) Jahre , für Beamte und
Angeſtellte zuſammen 42,404 ( 1933 : 42,700 ) Jahre . Da , wie ſchon bemerkt , bei den Ueueinſtellun —
gen hauptſächlich auf Familienväter zurückgegriffen wurde , mußte damit zugleich faſt vollſtändig
auf die an ſich gebotene Derjüngung des Beamtenkörpers verzichtet werden .

Don den insgeſamt 1669 beſchäftigten Perſonen waren 1579 82,67 v . B. verheiratet , 15
0,78 v. B. verwitwet und 5 0,18 v. h. geſchieden ; 274 Perſonen = 16,57 v. B. waren ledig . ( Der re⸗
lative Unteil der Derheirateten hat ſich gegenüber dem Dorjahre um weitere 0,55 v. h. geſteigert ) .

Derwaltungsprüfungen fanden im Wirtſchaftsjahr 1933 nicht ſtatt . Im Jahre 1934 iſt die Ab -
haltung einer Sekretärprüfung in Gusſicht genommen . das geſamte Prüfungsweſen wird vor —
ausſichtlich im kommenden Jahre eine grundlegende Neuordnung erfahren ; das Ziel iſt eine einheit
liche Husbildung der Landes - und GSemeindebeamten im nationalſozialiſtiſchen Staatsweſen .

Eine ſtädtiſche Kurzſchriftprüfung iſt im Berichtsjahr ebenfalls nicht abgehalten worden . Da —
gegen wurden 14 Bedienſtete von der ſtädtiſchen Kurzſchriftprüfung befreit , davon 5 auf Grund
einer bei der Deutſchen Stenographenſchaft abgelegten Prüfung , und 9 ehemalige Derſorgungsan —
wärter , die ſich bei der Heeresfachſchule bereits einer entſprechenden Prüfung mit Erfolg unterzo —
gen hatten .

Im Wirtſchaftsjahr 1955 erhielten im geſamten 1669 Beamte und Angeſtellte 39 346 Tage Ur -
laub , ſomit durchſchnittlich , annähernd wie im Dorjahre , 25,6 Tage . Krankheits - und außeror —
dentlicher Urlaub wurde 52 Beamten und Angeſtellten gewährt , darunter 10 Beamten und Ange -
ſtellten für Zwecke der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei . 564 Beamte und 84 An -
geſtellte waren zuſammen 15210 Tage krank und dienſtunfähig , das ergibt bei 1669 Beſchäftigten
einen Durchſchnitt von 9,J Krankheitstagen je Perſon gegenüber 12,6 Tagen im Dorjahre . Der
Geſundheitszuſtand der ſtädtiſchen Beamten und Angeſtellten hat ſich ſomit weiterhin gebeſſert . 26
Beamte und Angeſtellte waren länger als 3 Monate dienſtunfähig erkrankt .

Dienſtunfälle erlitten im Berichtsjahr 21 Beamte und 2 Angeſtellte . Ein Unfall war auf das
Derſchulden eines unbekannten dritten zurückzuführen ; Schadenserſatz konnte daher nicht erlangt
werden . Don 6 außerdienſtlichen Unfällen der Beamten und Angeſtellten iſt ] tödlich verlaufen . In
2 Fällen wurden Schadenserſatzanſprüche mit Erfolg geltend gemacht ; gegen einen Schadenserſatz —
pflichtigen iſt die gerichtliche Geltendmachung des Erſatzanſpruches noch nicht durchgeführt . In den
übrigen Fällen kann kein Schadenserſatz beanſprucht werden .

Am Ende des Berichtsjahres waren 152 Derſorgungsanwärter auf Grund der reichsrechtlichen
Anſtellungsgrundſätze für die Inhaber des Derſorgungsſcheines in die hieſige Dormerkliſte aufge -
nommen . Die Sahl der Bewerber hat ſich gegenüber dem Dorjahr um 51 vermindert . Die Der —
minderung erklärt ſich daraus , daß die Bewerbungsgeſuche ab J. Dezember 1955 nicht mehr bei der
Stadtverwaltung , ſondern allgemein bei der für alle badiſchen Hemeinden neu geſchaffenen Zentral —
vormerkungsſtelle für Verſorgungsanwärter beim Miniſterium des Innern geführt und bearbeitet
werden . Uach überſendung der früher bei der Stadt geführten Bewerberliſte an die Zentralvor —
merkungsſtelle werden Einſtellungen nur noch durch deren Dermittlung vorgenommen .

b. Arbeiter .

Die Arbeits - und Lohntarife haben im Berichtsjahr keine änderung erfahren .
Im Jahresdurchſchnitt waren bei der Stadtverwaltung 1514 ( 1952 : 1518 ) Arbeiter mit 453 578

( 1952 : 452 661 ) Arbeitstagen beſchäftigt und zwar bei der allgemeinen Derwaltung 1 ( 61952 : 4)
Arbeiter mit 511 ( 1952 : 1220 ) Arbeitstagen , bei der Bauverwaltung 356 ( 1952 : 364 ) Arbeiter mit
108 481 ( 1952 : 109 590 ) Arbeitstagen , bei den Betrieben und Unternehmungen 1055 ( 1932 : 1046 )
Arbeiter mit 510 156 ( 19352 : 305 989 ) Arbeitstagen , bei den Schulen 2 ( 1932 : J) Arbeiter mit 596
( 1952 : 515 ) Arbeitstagen , bei der Wohlfahrtspflege 100 ( 952 : 105 ) Arbeiter mit 34054 ( 1952 :
55 540 ) Arbeitstagen . Dieſe 1514 Arbeiter waren insgeſamt an 14897 Tagen arbeitsunfähig er —
krankt und hatten 16241 Cage Urlaub . Auf einen Urbeiter ergaben ſich ſomit 9,8 ( 19352 : 12,6 )
Krankheitstage und 10,7 ( 1932 : 11) Urlaubstage . Die erhebliche Senkung der Krankentage gegen⸗
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über dem Dorjahr iſt wohl hauptſächlich auf die ſchärferen Beſtimmungen über die Sahlung von

Krankenlohn zurückzuführen .

Die Durchſchnittsbeſchäftigtenzahl der Arbeiter verminderte ſich gegenüber dem Dorjahre um

4 Köpfe = 0,26 v . H. ; die Sahl der Arbeitstage erhöhte ſich dagegen um 917 — 0,20 v . H. Der ge-

ſamte Cohnaufwand betrug 5415 445 ( 1032 : 3411071 AÆαν es iſt mithin gegenüber dem Dorjahr

eine völlig unbedeutende Erhöhung um 2574 Ju , 0,07 v . H. eingetreten . Die Zunahme der

Arbeitstage und des Lohnaufwands trotz der Minderung der Sahl der durchſchnittlich Beſchäftigten

um 4 Köpfe iſt durch das ſchon hervorgehobene Abſinken der Krankentage verurſacht .

Am 31 . März 1954 ſtanden 1421 ( 1955 : 145 ] ) Arbeiter im Dienſte der Stadt ; im Caufe

des Berichtsjahres trat alſo eine Derminderung in der Zahl der Arbeiter um 10 0,69 v. H. ein .

626 Arbeiter 44,05 v. H. waren ruhelohnberechtigt , 554 57,58 v. Hh. kam der Kündigungsſchutz

gemäß § 75 Abſatz 5 der Gemeindeordnung zu . 261 Arbeiter = 18,57 v. ) . waren jederzeit kündbar .

Die am Ende des Berichtsjahres bei der Stadtverwaltung beſchäftigten 142 ] Arbeiter verteilten

ſich auf die einzelnen Fohngruppen wie folgt : 97 Dorarbeiter und 555 ſonſtige männliche gelernte

Handwerker mit beſonders ſelbſtändiger Tätigkeit auf Cohngruppe la , 5 borarbeiter und 198 ſon —

ſtige männliche gelernte handwerker und Facharbeiter auf Lohngruppe Ib , 62 Dorarbeiter und 504

ſonſtige männliche angelernte Grbeiter und Arbeiter mit ſchweren und ſchwierigen Arbeiten auf

Cohngruppe II, 4 Dorarbeiter und 86 ſonſtige männliche ungelernte Arbeiter mit verantwortlicher

Arbeitsleiſtung auf Lohngruppe IIUa , 15 männliche ungelernte Arbeiter auf Lohngruppe IIb , 1 ge -

lernte Arbeiterin auf FLohngruppe Va , ] Dorarbeiterin und 7 ſonſtige angelernte Arbeiterinnen

auf Lohngruppe IVb , JDorarbeiterin und 57 ſonſtige ungelernte Urbeiterinnen auf Cohngruppe IVe ,

außerdem wurden J Dorarbeiter , 7 männliche und 64 weibliche Urbeiter nach Sondertarifen ent —

lohnt ( Hausperſonal in den Anſtalten ) . Es befanden ſich demnach in Lohngruppe la 50,26 v. B. , in

Lohngruppe Ib 14,15 v. B. , in Lohngruppe II 30,85 v. B., in Lohngruppe IILa 6,55 v. h. , in Lohn⸗

gruppe IIIb 1,06 v. H. , in Lohngruppe IVa 0,07 v. h. , in Lohngruppe IVb 0,56 v . h. , in Lohngruppe

IVe 2,67 v. B. ; nach Sondertarifen wurden 5,07 v . H. entlohnt .

Das Durchſchnittsalter der ſtädtiſchen Urbeiter hat ſich, wie das der Beamten , infolge der durch —

geführten Ueueinſtellungen , etwas ermäßigt , es betrug , nach sjährigen Intervallen berechnet , 4. 525
( 1052 : 4,728 ) Jahre . Die durchſchnittliche Dienſtzeit betrug 12,967 ( 1932 : 15,078 ) Jahre .

Im Rechnungsjahr 1955 erhielten 26 Arbeiter in Anerkennung 285jähriger , treu geleiſteter

Dienſte eine Radierung vom ÜUdolf-Hitler Platz von Kunſtmaler Kupferſchmid als Ehrengabe der

Stadt überreicht .

von den am 31 . März 1934 bei der Stadtverwaltung beſchäftigten 142 ] Arbeitern waren 1229

G686,49v . 5. ( 1952 : 88,47 v. h. ) verheiratet , verwitwet oder geſchieden ; 192 Arbeiter und Arbeiter -

innen = 13,51 v. h. ( 1952 : 11,55 v. h. ) waren ledig . Die Derhältniszahl der Derheirateten , Der —

witweten und Geſchiedenen hat gegenüber dem Dorjahr um 198 v. 9. , gegenüber 1951 um 0,40 v. h.

abgenommen .

Die angeſichts der beſtehenden Uberalterung dringend notwendige verſtärkte Einſtellung jünge —

rer Arbeiter bedingt den verhältnismäßigen Kückgang der Sahl der verheirateten Arbeiter . Dieſer

Umſtand wirkt ſich auch bei der Sahl der Kinderzuſchläge aus . Im Berichtsjahr wurden nur noch

für insgeſamt 1429 ( 1952 : 1497 ) Kinder Kinderzuſchläge an ſtädtiſche Arbeiter bezahlt ; die Zahl

der zuſchlagsberechtigten Kinder hat demnach weiter abgenommen ( 1931 : 157/ , 1950 : 1546 Kinder ) .

Wegen des vollzugs des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums und der Ein⸗

ſtellung verdienter Kämpfer der Uationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei ſei auch hier auf

die Ausführungen unter Abſchnitt d verwieſen .

c. Kuhe - und Hinterbliebenenverſorgung .

Die Geſamtzahl der Derſorgungsfälle bezifferte ſich am Ende des Berichtsjahres auf 864

( J952 : 750 ) mit einem Geſamtaufwand von 1295548 ( 1952 : 1211477 ) ρ Don den Derſor -
gungsfällen betrafen 292 ( 1952 : 250 ) Fälle ſatzungsgemäße Ruhegehalte von Beamten mit 685 684

( J952 : 619 609 ) σ , 210 ( 1952 ; 200 ) ſatzungsmäßige Witwen - und Waiſengelder für Beamten -

hinterbliebene mit 296968 ( 1932 : 284 425 ) ¼ , 12 ( 1952 : 9) Fälle , darunter ! Witwe , Ergän⸗
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zungsrenten gemäß 8 6 der ſtädtiſchen Ungeſtelltenſatzung mit 1091 / ( 1952 : J5 176 ) A , 172 ( 1952 :
154 ) Fälle ſatzungsmäßige Ruhelöhne von Arbeitern mit 191455 ( 1952 : 189 772 ) αν und 146

( 1932 : 157 ) Fälle ſatzungsmäßige Witwen - und Waiſengelder für Arbeiterhinterbliebene mit 87854

( J952 : 84707 % ά, . , Guttatsweiſe Derſorgungsbezüge wurden an 16 ( 1952 : 15) ausgeſchiedene
Beamte und 2 ( 1952 : 2) Arbeiter mit 15 552 ( 1952 : 10 914 ) und 1657 ( 1952 : 1265 ) u , an
12 ( J952 : 12 ) Beamten - und 2 ( 1952 : 2) Arbeiterhinterbliebene guttatsweiſe Witwen - und Waiſen -
gelder in höhe von 7555 ( 1952 : 7190 ) und 552 ( 1952 : 551 ) ν gewährt , im geſamten in 32
Fällen mit 22 676 ( 1952 : in 29 Fällen mit 19 700 ) , Gegenüber dem Dorjahr hat ſich die Sahl
der ſatzungsmäßigen Derſorgungsfälle um 102 , der guttatsweiſen Derſorgungen um 3, zuſammen
um 105 — 15,84 v. B. vermehrt , der Derſorgungsaufwand um 82071 νν 6 , 77 v. h. erhöht . Die

Urſache dieſer Steigerungen liegt zum überwiegenden Ceil in der durch die Geſetzgebung der na —
tionalen Regierung gewieſenen Perſonalpolitik . Die Einzelheiten ſind unter Abſchnitt d ausge⸗
führt . Die Erhöhung des Derſorgungsaufwandes , nicht zuletzt hervorgerufen durch die bereits

eingangs erwähnten , im Intereſſe der Freimachung von Erbeitsplätzen erfolgten zahlreichen vor -

zeitigen Zuruheſetzungen von Beamten und Grbeitern , erſcheint durch die infolge der Erſatzein⸗ -
ſtellungen eingetretene Entlaſtung des Fürſorgeaufwandes ohne weiteres wirtſchaftlich gerecht —
fertigt , ganz abgeſehen von der allgemeinen Bedeutung der Derringerung der Karlsruher Ar -

beitsloſenzahl als Beitrag im Wiederaufbauprogramm der Regierung unſeres Führers .
Ueu hinzugekommen ſind im Berichtsjahr 75 Derſorgungsfälle von Beamten ( einſchließlich 4

Wahlbeamter und 1 Beamtin der Sparkaſſe ) und 3 Derſorgungsfälle von Angeſtellten infolge Der —

ſetzung in den Ruheſtand , 9 Derſorgungsfälle von aktiven und 7 Derſorgungsfälle von zuruhe —
geſetzten Beamten und Angeſtellten infolge Todesfalls , 27 Derſorgungsfälle von Arbeitern infolge
Derſetzung in den Ruheſtand , 5 Derſorgungsfälle von aktiven und 7 Derſorgungsfälle von zuruhe -
geſetzten Arbeitern infolge Todes , außerdem 3 guttatsweiſe Derſorgungsfälle .

Dem Alter nach wurden in den Ruheſtand verſetzt oder ſind mit Derſorgung ausgeſchieden :
15 Beamte , ! Angeſtellter und 5 Arbeiter zwiſchen 40 und 50 Jahren , 16 Beamte und 4 Arbeiter

zwiſchen über 50 und 55 Jahren , 21 Beamte und 11 Grbeiter zwiſchen über 55 und 60 Jahren ,
25 Beamte , 2 Angeſtellte und 9 Arbeiter zwiſchen über 60 und 65 Jahren . Don den im Dienſt be -

findlichen verſtorbenen Beamten und Arbeitern mit Derſorgungsberechtigung war 1 Beamter und
Urbeiter unter 40 Jahren , ! Arbeiter zwiſchen über 40 und 50 Jahren , 6 Beamte und 5 KArbeiter

zwiſchen über 50 und 60 Jahren , 2 Beamte zwiſchen über 60 und 635 Jahren .

Don den Derſorgungsempfängern ſind 10 Beamte und 9 Grbeiter im Ruheſtand , 7 Beamten —
und 4 Arbeiterwitwen im Caufe des Berichtsjahres verſtorben ; von den verſtorbenen Ruheſtands -
beamten und Arbeitern hinterließen 5 keine verſorgungsberechtigten Hinterbliebenen . In 6Fäl -
len kamen die Derſorgungsleiſtungen aus ſonſtigen Gründen zur Einſtellung .

d. Sonſtiges .

Durchführung des Berufsbeamtengeſetzes .

Die hohen Kufgaben , die der nationalſozialiſtiſche Staat dem Berufsbeamtentum zuweiſt , können
nur erfüllt werden , wenn die alten Beamtentugenden , ſtrengſte Pflichterfüllung , gründliches Wiſſen ,
Sachlichkeit und Uneigennützigkeit neben dem jederzeitigen unbeſchränkten Eintreten für den na —
tionalen Staat Gemeingut aller Beamten ſind . Kus dieſer Erkenntnis war es eine der vordring —
lichſten Aufgaben der nationalſozialiſtiſchen Kegierung , das Beamtentum von den verderblichen , ihm
weſensfremden Erſcheinungen der vergangenen 14 Jahre zu befreien . Die geſetzliche Srundlage
hierfür ſchuf das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1955 . Das

Geſetz beſchränkte ſich nicht auf die Säuberung des Beamtenkörpers von ſogenannten „ Parteibuch —
beamten “ und anderen Perſonen , die auf Grund ihrer bisherigen parteipolitiſchen Betätigung für
den nationalſozialiſtiſchen Staat untragbar oder gar unbrauchbar waren , es diente auch der Rei⸗

nigung der öffentlichen Derwaltung vom völkiſchen Geſichtspunkte aus durch Derſetzung der nicht —
ariſchen Beamten in den Ruheſtand . Alle Maßnahmen des Feſetzes , das in gleicher Weiſe auf Be -

amte , Angeſtellte und Arbeiter Anwendung findet , wurden erſt nach ſorgfältigſter Prüfung der

geſamten Umſtände , Beantwortung des vorgeſchriebenen Fragebogens , Anhörung des beſchuldigten
Beamten oder Bedienſteten und Beratung des Falles in beſonderem Ausſchuß ausgeſprochen . Die

Verfügungen gegen unwiderruflich angeſtellte Beamte mußten vom Reichsſtatthalter erlaſſen wer —
den , im übrigen war der Stadtrat zuſtändig .
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Auf Grund des genannten Geſetzes ſind insgeſamt 25 Beamte , darunter 1 Beamter der Spar -

kaſſe , 12 Angeſtellte und 88 Arbeiter aus dem ſtädtiſchen Dienſt entlaſſen und 1 nichtariſcher Be —

amter in den Ruheſtand verſetzt worden . Kußerdem wurde in Anwendung des Geſetzes wegen na —

tionaler Unzuverläſſigkeit 2 Ruheſtandsbeamten und wegen nichtariſcher Abſtammung 4 Ruhe -

tandsbeamtin das Ruhegehalt entzogen . 12 entlaſſene Beamte erhalten „/½ ihrer ordentlichen Der-

ſorgungsbezüge ; der wegen nichtariſcher Abſtammung zuruhegeſetzte Beamte bezieht das volle

Ruhegehalt . Guttatsweiſe Bezüge wurden 5 entlaſſenen Beamten und 1 früheren Ruheſtands —

beamten bewilligt .

Infolge der politiſchen Umwälzung ſind auch 4 Wahlbeamte , die früheren Bürgermeiſter , mit

ihrem Einverſtändnis in den Ruheſtand getreten .

Arbeitsplatzaustauſch .

Zur Freimachung von Arbeitsplätzen für jüngere männliche Arbeitskräfte wurden 15 weibliche

und 16 männliche Beamte und Angeſtellte vor Erreichung der Altersgrenze in den Ruheſtand ver —

ſetzt . Aus dem gleichen Grunde iſt die Stadtverwaltung dazu übergegangen , auswärts wohn⸗

hafte , verſorgungsberechtigte Beamte , Angeſtellte und Arbeiter mit ausreichenden Ruhebezügen

ſchon mit Erreichung des 88 . Lebensjahres in den Ruheſtand zu überführen . Im berichtsjahr

wurden dadurch weitere 15 Arbeitsplätze zur Beſetzung durch hieſige erwerbsloſe Dolksgenoſſen

frei . Einem Arbeiter und einer Arbeiterin wurde das Dienſtverhältnis gekündigt , weil Doppel⸗

verdienſt vorlag ; auch ihre Arbeitsplätze wurden dem Arbeitsmarkt zugeführt .

Sonderaktion für alte Kämpfer der Nationalſozialiſtiſchen
Deutſchen Arbeiterpartei —

Im Berichtsjahr wurden im Bereich der Stadtverwaltung Karlsruhe insgeſamt 252 Perſonen im

geordneten Dienſt - oder Arbeitsverhältnis neu eingeſtellt ; Dolontäre und Lehrlinge ſind hierbei nicht

berückſichtigt . Es handelte ſich hier um Dolksgenoſſen , die vor ihrer Einſtellung meiſt lange Seit

erwerbslos waren und von denen 150 in das Angeſtellten - und 122 in das Arbeiterverhältnis über⸗

nommen wurden . 220 , alſo rund 91 v. 5. der neu Eingeſtellten , ſind Angehörige der NUsdap . oder

der ihr angeſchloſſenen nationalen Wehrverbände , wie Skl . , SS . , 10J. , DCD . uſw . Unter die Sonder —

aktion für verdiente alte Kämpfer der nationalen Bewegung fielen 157 der neueingeſtellten Ur —

beiter und Angeſtellten , das ſind rund 55 v. h . der Geſamtzahl . Bei den reſtlichen neu in ein Dienſt -

oder Arbeitsverhältnis übernommenen 25 Perſonen handelte es ſich um 15 Derſorgungsanwärter

( ehemal . Angehörige der Wehrmacht und der Polizei mit berſorgungsſchein ) und um 10 Arbeits -

loſe , die auf Grund beſonders mißlicher wirtſchaftlicher verhältniſſe und zur Entlaſtung des Für -

ſorgeamts eingeſtellt werden mußten . Um der nationalen Suverläſſigkeit der neu eingeſtellten Per —

ſonen verſichert zu ſein , wurde grundſätzlich bei allen Perſonaleinſtellungen das Perſonalamt der

Kreisleitung neben dem Arbeitsamt beteiligt .

Die vorſtehend wiedergegebenen Sahlen zeigen , daß die Stadtverwaltung ihr Möglichſtes im

Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit getan und gleichzeitig bei ihrer Perſonalpolitik zielbewußt für die

Unterbringung alter , verdienter und bedürftiger Kämpfer der nationalen Bewegung geſorgt hat .

Beurlaubungen für ZSwecke der Uationalſozialiſtiſchen
Deutſchen Arbeiterpartei .

Um im hinblick auf die Einheit von Staat und Partei den ſtädtiſchen Beamten , Angeſtellten

und Arbeitern die Teilnahme an Schulungskurſen der Stl . und an Amtswalterkurſen der Partei

zu ermöglichen , wurden in Angleichung an die Reichs - und Landesregelung von der Stadtverwal -

tung Richtlinien erlaſſen , die eine Beurlaubung unter Fortzahlung des Dienſteinkommens bis zur

Dauer von 3 —6 Wochen unter geringer Kürzung des Erholungsurlaubes vorſehen . Im Caufe des

Wirtſchaftsjahres erhielten 1o Beamte und Angeſtellte Dienſtbefreiung für zuſammen 209 Tage ,

11 Arbeiter eine ſolche von 254 Tagen ; der Aufwand an Gehältern betrug 1296 , an Cöhnen

860 , zuſammen 2156 νᷣ .
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Kameradſchaftspflege .

An dem großen Aufmarſch anläßlich des J. Tages der nationalen Arbeit am J. Mai 19535ä nah -

men die ſtädtiſchen Beamten , Angeſtellten und Urbeiter unter Führung des Oberbürgermeiſters ge —

ſchloſſen teil , galt es doch , den neuen Geiſt der deutſchen Arbeit , die vollzogene Einigung aller

Schaffenden auch durch die Gefolgſchaft der ſtädtiſchen Amter und Betriebe ſichtbar zu bekunden .

Anläßlich der Volksabſtimmung vom 12 . November 1955 veranſtaltete die Stadtverwaltung

Karlsruhe am 8. Uovember 1955 in der ſtädtiſchen Feſthalle eine beſondere Kundgebung für die

ſtädtiſchen Beamten und Bedienſteten . Es ſprachen hierbei Oberbürgermeiſter Jäger und Bürger -

meiſter Dr . Fribolin für die Stadtverwaltung und die Berufskameraden Supper und Eby als Der —

treter der ſtädtiſchen Beamten , Angeſtellten und Urbeiter , ſie wieſen angeſichts der innerpolitiſchen

Erfolge der Regierung unſeres Führers auf die Verpflichtung zu treuer Gefolgſchaft auch auf ihrem

außenpolitiſchen Weg , der Freiheit und Eleichberechtigung für das deutſche Volk zum Siele hat ,

hin und fanden hierbei freudige Zuſtimmung .

Am 19 . Dezember 1935 lud die Stadtverwaltung ihre Beamten , Angeſtellten und Arbeiter zu

einer gemeinſamen Weihnachtsfeier in die ſtädtiſche Feſthalle ein , um auch an dieſem Feſt die Zu -

ſammengehörigkeit aller ſtädtiſchen Arbeitskameraden in ſinnvoller Weiſe in Erſcheinung treten zu

laſſen .

Auch bei anderen Gelegenheiten , Aufmärſchen der Bewegung uſw . trat die ſtädtiſche Arbeits -

gemeinſchaft öfters geſchloſſen an , um ihre allzeitige Gefolgſchaftstreue zu zeigen und teilzuneh⸗ -

men an dem Werden der einen großen Dolksgemeinſchaft aus dem Seiſte des Nationalſozialismus .

Spenden .

dieſes Bewußtſein um die Dolksverbundenheit war es auch , das die ſtädtiſche Beamten - An⸗

geſtellten - und Arbeiterſchaft erhebliche wirtſchaftliche Opfer zu tragen fähig machte . Die im Dienſt

befindlichen und die zuruhegeſetzten Beamten und Angeſtellten haben in der Seit vom 1. Oktober

1955 bis 31 . März 1954 zur Spende für die nationale Arbeit 14 728 N M, für das Winterhilfswerk

16259 AN , zuſammen 530987 Kαι , die Arbeiter für die erſtgenannte Spende 7177 N , für das

Winterhilfswerk 5487 ½ , zuſammen 12 664 N durch Sehalts - oder Lohnabzug aufgebracht .

Der Geſamtbetrag aller Spenden betrug 45 651 N außer den ſtatiſtiſch nicht erfaßbaren ſon -

ſtigen Spendenbeiträgen .

Schwerbeſchädigte .

Bei einer Seſamtzahl von 2916 ſtändigen Arbeitsplätzen nach dem Stand vom 1. Januar 1934

( 1953 : 3098 ) beſchäftigte die Stadt 85 ( 1955 : 86 ) Schwerbeſchädigte . Einem Zugang von 5 Perſo —

nen ſtand ein Abgang von 6 Schwerbeſchädigten während der Berichtszeit gegenüber . Die Derminde —

rung war durch Rentenherabſetzung und Kusſcheiden aus dem ſtädtiſchen Dienſt bedingt . Die geſetz —

liche Derpflichtung zur Beſchäftigung von Schwerbeſchädigten iſt von der Stadt in vollem Umfange

erfüllt .

Beihilfen in Notfällen .

Im Wirtſchaftsjahr 1955 wurde von insgeſamt 46 Beamten und 74 Arbeitern um Gewäh —

rung einer Beihilfe nachgeſucht ; hiervon wurde bei den Beamten 34 75,91 v. H. und bei den Gr -

beitern 61 82,45 v. h. Geſuchen ſtattgegeben . 9 Geſuche von Beamten S 19,57 v. H. und 7 Ge —

ſuche von Arbeitern S 9,46 v .B. mußten mangels der erforderlichen Dorausſetzungen abgelehnt

werden . 5 Beamte S 6,52 v. H. und 6 Arbeiter = 8,11 v. 5. haben ihre Geſuche zurückgezogen . Die

Beihilfeempfänger ſetzten ſich wie folgt zuſammen : 29 im Dienſt befindliche Beamte , 7 Beamte im

Ruheſtand und 10 Beamtenhinterbliebene , 62 im Dienſt befindliche Arbeiter , 6 zuruhegeſetzte Ar⸗

beiter und 6 Arbeiterhinterbliebene .

Die Beihilfen wurden verwendet zur Durchführung einer . Heil - oder Erholungskur bei 10 Be-
amten und 2 Grbeitern , für die Beſchaffung eines Sahnerſatzes bei 2 Beamten und 5 Arbeitern ;

z4 Beamten und 67 Arbeitern wurde wegen außerordentlicher wirtſchaftlicher Notlage infolge

eines Todesfalls , einer Erkrankung , einer Geburt oder eines ſonſtigen Ereigniſſes in der Fa —

milie eine Beihilfe gewährt . Der Geſamtaufwand für bewilligte Beihilfen betrug im Berichtsjahr

für die Beamten 1941,55 N und für die Arbeiter 1795 FN , zuſ . 5756,55 ( 1932 : 4771,24 ) /l .
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